



Beispielstunde zum Themenbereich „Europa in Gegenwart und Zukunft“ (Jg. Q1): 
Konsultation zur Sommerzeit – 
mehr Beteiligung und mehr Demokratie?




Stundenthema: Konsultation zur Sommerzeit – mehr Beteiligung und mehr Demokratie?
Hauptintention: Die Schülerinnen und Schüler erwerben die Fähigkeit, den demokratischen Charakter öffentlicher Konsultationen auf EU-Ebene am Beispiel der Konsultation zur Sommerzeit differenziert (Partizipation, Repräsentation) und reflektiert (persönliches Demokratieverständnis: Input-/Output-Legitimität, Identifikation mit EU) zu beurteilen.
Zeitansatz: 90 Minuten 
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1. [bookmark: _Toc132711476]Vorbereitende Hausaufgabe

Aufgabe (Hausaufgabe)
1) Arbeiten Sie aus M1 stichpunktartig die zentralen Informationen zu Intention, Konzeption und Ausgang sowie die Haltung der EU-Kommission zum Ergebnis der Konsultation zur Sommerzeit heraus. 

Material

M 1) Konsultation zur Sommerzeit: 84 % der Teilnehmer sind für die Abschaffung der Zeitumstellung in der EU
Die Europäische Kommission hat heute die vorläufigen Ergebnisse einer öffentlichen Konsultation zur Zeitumstellung in Europa veröffentlicht.
Im Rahmen dieser Online-Konsultation […] gingen 4,6 Mio. Rückmeldungen aus allen 28 Mitgliedstaaten ein. Mehr Antworten wurden bislang bei keiner anderen öffentlichen Konsultation der Kommission eingereicht. Nach den vorläufigen Ergebnissen […] sprechen sich 84 % der Teilnehmer dafür aus, die halbjährliche Zeitumstellung abzuschaffen.
Die für Verkehr zuständige Kommissarin Violeta Bulc hat diese vorläufigen Ergebnisse den Kommissionsmitgliedern vorgelegt, die in ersten Gesprächen die möglichen nächsten Schritte erörtert haben. Kommissarin Bulc kommentierte: „Millionen Europäerinnen und Europäer nutzten unsere öffentliche Konsultation, um sich Gehör zu verschaffen. Die Botschaft ist sehr klar: 84 % von ihnen sind für die Abschaffung der Zeitumstellung. Wir werden nun entsprechend handeln und einen Legislativvorschlag für das Europäische Parlament und den Rat ausarbeiten, die dann gemeinsam einen Beschluss fassen.“
Aus den vorläufigen Ergebnissen der Konsultation geht auch hervor, dass mehr als Dreiviertel (76 %) der Teilnehmer die halbjährliche Zeitumstellung als „sehr negative“ oder „negative“ Erfahrung bewerten. Als Gründe für die Abschaffung wurden gesundheitliche Beeinträchtigungen und die Zunahme von Unfällen im Straßenverkehr sowie nur geringe Energieeinsparungen angeführt.
Der Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker‚ hat die Frage der Sommerzeit auf die politische Tagesordnung gesetzt und damit seinem Grundsatz entsprochen, dass die EU sich in großen Fragen groß zeigen, aber den Mitgliedstaaten Entscheidungen überlassen soll, für die diese am besten geeignet sind. […]
Hintergrund: Zwischen dem 4. Juli und dem 16. August 2018 hat die Europäische Kommission eine öffentliche Konsultation im Rahmen ihrer Bewertung der derzeitigen Sommerzeitregelung in der EU durchgeführt. Dabei handelte es sich um eine Online-Umfrage, um die Meinung der Europäer, insbesondere zu ihrer allgemeinen Erfahrung mit der Zeitumstellung und zu ihrer bevorzugten Alternative für die Zukunft (d. h. Beibehaltung der derzeitigen Regelung oder Abschaffung in der gesamten EU) einzuholen. Öffentliche Konsultationen gehören zu den Instrumenten, die die Kommission zusammen mit anderen Elementen, wie wissenschaftlichen Studien, zur Bewertung der Politik einsetzt. In der Vergangenheit wurden bereits andere Konsultationen, die auf große Resonanz stießen, zu der Vogelschutz- und der Habitatrichtlinie (mehr als 550 000 Antworten) oder zur Modernisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik (mehr als 322 000 Antworten) durchgeführt.  
Quelle: Europäische Kommission (2018). Pressemitteilung vom 31.08.2018, Brüssel. https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_18_5302, abgerufen am 20.12.2022. 
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Aufgaben 
1) Erarbeitungsphase I, Einzel- oder Partnerarbeit
Erstellen Sie einen 90-sekündigen Elevator Pitch, in dem Sie am Beispiel der Konsultation zur Sommerzeit die Potentiale von öffentlichen Konsultationen als Instrument direkter Demokratie herausstellen. 
 Wenden Sie hierzu Erkenntnisse aus M 2 zur Bürgerbeteiligung auf das Beispiel der Konsultation zur Sommerzeit an.
 Nutzen Sie darüber hinaus die Ergebnisse Ihrer vorbereitenden Hausaufgabe und Ihre Kenntnisse zur EBI aus vorangegangenen Stunden.

2) Erarbeitungsphase II, Gruppenarbeit 
2a) Arbeiten Sie aus M 3 C. Hoffmanns Kritik an der öffentlichen Konsultation zur Sommerzeit als Instrument direkter Demokratie auf EU-Ebene heraus.
2b) Berechnen Sie anhand von M 4 den prozentualen Anteil abgegebener Stimmen pro Mitgliedstaat und beurteilen Sie das Ergebnis im Spannungsfeld von Input- und Output-Legitimität.
2c) Diskutieren Sie auf Grundlage aller Materialien, inwiefern öffentliche Konsultationen wie jene zur Sommerzeit dazu beitragen, die Demokratie auf europäischer Ebene zu stärken. 

Material

M 2) Bürgerbeteiligung macht glücklich
Claudia Alfons, Oberbürgermeisterin von Lindau (Bodensee): 
„Bürgerinnen und Bürger sind Experten ihres Alltags und können so wichtige Impulse für Entscheidungen […]  liefern. Zudem liegt die Akzeptanz für diese Entscheidungen höher, wenn die Bürgerinnen und Bürger ausreichend informiert und beteiligt wurden.“
Barbara Bosch, Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Baden-Württemberg und ehem. Oberbürgermeisterin von Reutlingen:
„Als langjährige Kollegin der Kommunalchefs verstehe ich deren Sorgen, was mehr Partizipation angeht, aber ich kann ihnen zugleich glaubhaft versichern: Eine frühe Beteiligung der Bürger bringt Verfahren schneller voran – nicht langsamer.“ […]
Dr. Volker Brennecke, Verein Deutscher Ingenieure:
„Bürgerbeteiligung hilft, Transparenz zu erzeugen und Misstrauen vorzubeugen.“ […]
Gisela Erler, ehem. Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Baden-Württemberg:
„Wenn sich die Kooperation zwischen Politik und Gesellschaft lediglich darauf beschränkt, dass die Bürgerinnen und Bürger nur kosmetischen Einfluss auf schon fest beschlossene Projekte bekommen, wird man auf Dauer keine optimalen Ergebnisse bekommen.“ […]
Gisela Erler, ehem. Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Baden-Württemberg:
„Wer in Politik und Verwaltung die Bürger/innen nicht beteiligt aus Angst, schlafende Hunde zu wecken, der täuscht sich. Denn gerade, wenn man sie nicht beteiligt, dann wird der Hund wach und dann beißt er auch.“ […]

Prof. Dr. Brigitte Geißel, Goethe-Universität Frankfurt:
„Gesellschaften verändern sich – und Demokratie muss sich anpassen. Die Zukunft der Demokratie liegt in einer innovativen Kombination verschiedener repräsentativer, deliberativer und direktdemokratischer Verfahren.“
Prof. Dr. Jutta Stender-Vorwachs, Universität Hannover:
„Die repräsentative Demokratie wird durch den Input der Bevölkerung gestärkt und unterstützt.“
Peter Müller, Richter des Bundesverfassungsgerichts:
„Plebiszitäre Elemente erhöhen die Begründungsnotwendigkeiten für politisches Handeln.“
Gisela Erler, Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Baden-Württemberg:
„Wo Bürgerinnen und Bürger über Fragen und Projekte der Zukunft mitentscheiden, wo ihre Meinung nicht nur geduldet, sondern wertgeschätzt und sie als Personen respektiert werden, dort entziehen wir autoritären und populistischen Bewegungen den Boden und stärken Demokratie und Gemeinwesen.“
Quelle: Paust, A. (2022). Bürgerbeteiligung macht glücklich. https://partizipendium.de/buergerbeteiligung-macht-gluecklich/, abgerufen am 03.01.2022.

M 3) Eine Abstimmung zur Sommerzeit rettet die Demokratie nicht
Was soll schon schlecht daran sein, dem Volk mehr Mitsprache zu gewähren? Oder es zumindest – ganz unverbindlich – um seine Meinung zu fragen? So wie es die EU-Kommission gerade bei der Zeitumstellung getan hat. Bis Donnerstagabend durften Bürger, Unternehmen und Verbände abstimmen, ob sie die Sommerzeit abschaffen wollen oder nicht. Das Ergebnis wird in den kommenden Wochen veröffentlicht. Das Interesse jedenfalls war riesig: 4,6 Millionen Antworten gab es der EU-Kommission zufolge. Schon wird gefragt, ob da nicht mehr geht. Etwas Plebiszitäres schwirrt in der heißen Sommerluft. Und die Hoffnung, dass Volksentscheide und Referenden gegen die Politikverdrossenheit in Europa helfen könnten. Doch das ist eine Illusion. Mehr Mitbestimmung würde die Mängel der repräsentativen Demokratie nicht beheben –  im Gegenteil: Eine Mehrheitsentscheidung schließt immer die Minderheit aus und stiftet so oft Unfrieden.
Die Vertrauenskrise der Europäischen Union lässt sich mit simplen Ja/Nein-Abstimmungen nicht überwinden. Die Finanz-, Euro- und Flüchtlingskrisen, mit denen die EU nacheinander zu tun hatte, sind viel zu komplex für ein simples Kreuzchen auf einem Fragebogen.
Die Entfremdung vieler Bürger von Europa und der Wunsch nach mehr Mitsprache sind verständlich: Innerhalb der EU vertreten nationale Regierungen vor allem und zuerst ihre eigenen Interessen. Es gibt keine Regierung, die für das europäische Gesamtinteresse, für das Wohl aller zuständig wäre. Ein bisschen direkte Demokratie wird das Problem aber nicht lösen. Und erst recht keine Befragung zur Sommerzeit.
Das gilt schon allein aus dem Grund, dass es sich hierbei nicht um eine Volksabstimmung handelt, sondern um eine „öffentliche Konsultation", wie es in der Sprache der Bürokraten heißt. Sie verpflichtet die EU-Kommission zu nichts. Was ein Element der direkten Demokratie in Europa sein könnte, ist nicht mehr als ein folgenloses Freizeitvergnügen. So wird die Partizipation bestimmt nicht gefördert, sondern eher der Verdruss der Bürger und die Überzeugung, dass die EU in Wahrheit unter einem Demokratiedefizit leidet. […]
Könnte ein Plus an direkter Demokratie die Menschen für Europa begeistern? Es ist eine romantische Vorstellung. In einer Zeit, in der die Europäische Union an der Flüchtlingskrise zu zerbrechen droht, in der gewählte Regierungen ihre Politik am Stammtischradau ausrichten und Obergrenzen das Maß aller Dinge sind; in dieser Zeit ist mehr denn je Augenmaß gefragt. Es braucht kundige Politiker, die sich mit schwer zu durchschauenden Problemen auseinandersetzen und ihren Verstand benutzen, die in der Lage sind, Kompromisse zu schließen und möglichst viele Interessen einzubeziehen.
Die simple Ja/Nein-Logik jeder Volksbefragung wird dem nicht gerecht. Sie taugt allenfalls für die Abschaffung der Sommerzeit, aber bestimmt nicht zur Lösung der Flüchtlingskrise. Dazu braucht es die fortlaufende Anhörung von Fachleuten, Wissenschaftlern, Parteileuten, Betroffenen und Ethikräten. Dazu müssen die verschiedenen Länderinteressen austariert werden; es muss möglich sein, jeden Entscheidungsschritt juristisch zu kontrollieren. Das mag bisweilen quälend sein und lange dauern. Am Ende einer ausführlichen Debatte steht dann aber, hoffentlich, ein lebensfähiger Kompromiss. […]
Quelle: Hoffmann, C. (2018). Eine Abstimmung zur Sommerzeit rettet die Demokratie nicht. https://sueddeutsche.de/politik/meinung-am-mittag-mitbestimmung-eine-abstimmung-zur-sommerzeit-rettet-die-demokratie-nicht-1.4094926, abgerufen am 02.01.2022.

M 4) Beteiligungsquote an der Konsultation zur Sommerzeit in den Mitgliedstaaten 
	Mitgliedstaat
	Prozentualer Anteil der nationalen Bevölkerung
	Gesamtbevölkerung 
in Mio.

	Deutschland
	3,79
	82,91

	Österreich
	2,94
	  8,84

	Luxemburg
	1,78
	  0,607

	Italien
	0,04
	60,42

	Rumänien
	0,04
	19,47

	United Kingdom
	0,02
	66,46



Quelle (gekürzt und verändert): Europäische Kommission (2018). Pressemitteilung vom 31.08.2018, Brüssel. https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_18_5302, abgerufen am 20.12.2022.

Die vorliegende Grafik ist eine Tabelle, welche die Beteiligungsquote ausgewählter (z.T. ehemaliger) EU-Länder an der Konsultation zur Sommerzeit darstellt. Sechs Länder werden dabei aufgelistet: Deutschland, Österreich, Luxemburg, Italien, Rumänien und das Vereinigte Königreich. In zwei Spalten werden dabei die Werte der Gesamtbevölkerung (rechts) und des prozentualen Anteils derer aufgeführt, die an der Konsultation teilgenommen haben. Es zeigt sich dabei, dass der Anteil der aktiv Teilnehmenden im Vergleich zur gesamten Bevölkerung sehr niedrig gewesen ist: Zwischen 0,02 und annähernd vier Prozent der jeweiligen Bevölkerung haben dabei ihr Votum abgegeben, wobei den höchsten Anteil die Deutschen mit 3,79 Prozent und den geringsten die Briten mit 0,02 Prozent aufweisen.
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Aufgabe (vorbereitende Hausaufgabe)
· Intention: Meinungsbild zur derzeitigen Sommerzeitregelung in der EU auf Initiative der EU-Kommission, insbesondere allgemeine Erfahrung mit der Zeitumstellung und Votum zu bevorzugter Alternative für die Zukunft (Beibehaltung der derzeitigen Regelung oder Abschaffung in der gesamten EU) (vgl. Z. 27-30)
· Konzeption: Online-Abstimmung in der Zeit vom 04. Juli 2018 bis 16. August 2018 in allen Mitgliedstaaten der EU (vgl. Z. 25-27)
· Ausgang: 4,6 Millionen Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus allen 28 Mitgliedstaaten, 84 % der Teilnehmenden für eine Abschaffung der Zeitumstellung, Begründung: gesundheitliche Beeinträchtigungen, erhöhtes Risiko für den Straßenverkehr, marginales Energieeinsparpotential, größte Beteiligung bei öffentlichen Konsultationen auf EU-Ebene bisher, zum Vergleich: Konsultation zur Vogelschutz- und Habitatrichtlinie: > 550.000 Teilnehmerinnen/Teilnehmer, Konsultation zur Modernisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik: > 322.000 Antworten (vgl. Z. 5-8, Z. 16-20, Z. 32-35)
· Haltung der EU-Kommission zum Ergebnis: Berücksichtigung des Bürgerwillens, Ausarbeitung eines Legislativvorschlags für das Europäische Parlament/den Rat, Verweis auf die Entscheidungsbefugnis der einzelnen Länder (vgl. Z. 11-15, Z. 20-24)

Aufgaben (Erarbeitungsphase)
1) Erarbeitungsphase I 
· mögliche Argumente (Potentiale) in Anlehnung an M 2/auf Grundlage von M 1 und Kenntnissen zur EBI (Vorstunden): 
· Möglichkeit zur Partizipation  verbesserten Repräsentation der Interessen der EU-Bürgerinnen und -Bürger
· Mitbestimmung (Input-Legitimation) kann die Akzeptanz der Gesetzgebung auf europäischer Ebene erhöhen und die Identifikation der Bürgerinnen/Bürger mit der EU verbessern (europäische Identität), möglicher Folgeeffekt: Stärkung der EU gegen extreme Parteien/Gruppen
· Angebot öffentlicher Konsultationen erfordert eine umfassende Information der Bürgerinnen und Bürger ( Transparenz).
· Aufforderung zur Teilnahme an öffentlichen Konsultationen durch die EU-Kommission erfordert auch Pflicht zum sorgsamen Umgang mit den Ergebnissen  Begründungsnotwendigkeit, Möglichkeit, die Transparenz politischer Entscheidungen im Gesetzgebungsprozess zu erhöhen 
· Online-Konsultationen können auf niederschwellige Art und Weise direkte demokratische Beteiligung fördern – Teilnahme im Vergleich zur EBI mit geringem Aufwand verbunden, Politikverdrossenheit reduzieren
· individuelle Strukturierung und Gewichtung der Potentiale im Rahmen des Elevator Pitches 
· Strukturierungsmöglichkeiten: Partizipation  Repräsentation, Verfahren und Ergebnis: Effizienz und Transparenz, Umsetzbarkeit 

2) Erarbeitungsphase II
Erwartete Antworten zu Aufgabe 1: 
· Herausarbeiten zentraler Kritikpunkte der Autorin
· Öffentliche Konsultationen kein effektives Mittel gegen Politikverdrossenheit: Minderheitenmeinungen bleiben unberücksichtigt (vgl. Z. 9-12).
· Scheinbeteiligung: Komplexe Probleme lassen sich über Ja/Nein-Abstimmungen nicht abbilden (vgl. Z. 13-15).
· derzeitige Entscheidungsstrukturen auf europäischer Ebene (Dominanz der Regierungen) erschweren echte Mitbestimmung: Ergebnisse öffentlicher Konsultationen für EU-Kommission nicht bindend  Politikverdrossenheit (vgl. Z. 16-20 und Z. 22-26)
· Zur Lösung komplexer Probleme und Herausforderungen bedarf es ausgewiesener Expertinnen/Experten und intensiver Debatten (vgl. Z. 31-40).

Erwartete Antworten zu Aufgabe 2: 
· Berechnung der absoluten Teilnehmerzahl pro aufgeführtem Mitgliedstaat, z. B. Deutschland: 3,14 Millionen, Italien: 240.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
· Beurteilung der Anzahl an Teilnehmenden im Hinblick auf den Demokratiegehalt der Konsultation: 
· Input-Legitimität: vergleichsweise hohe Beteiligung im Vergleich zu vorherigen Konsultationen = Stärkung der Repräsentation und Input-Legitimität, Beteiligung als Ausdruck des Interesses von EU-Bürgerinnen/EU-Bürgern an europäischen Themen und Signal der Bereitschaft zur Information/Mitwirkung, 
folglich: Beteiligungsquote als Stärkung der Demokratie zu verstehen, Erhöhung der Input-Legitimität durch jede einzelne Stimme
· Anteil der Teilnehmerinnen/Teilnehmer an der Gesamtbevölkerung pro Mitgliedstaat innerhalb der EU verhältnismäßig gering, Demokratiegehalt gering, wenn es um Repräsentation geht: kaum Effekte bezüglich Input-Legitimität durch geringe Beteiligung,
folglich: Ergebnis eher Ausdruck von vorherrschender Output-Legitimität, insbesondere da Ergebnis der Konsultation für EU-Kommission nicht bindend

Erwartete Antworten zu Aufgabe 3: 
· In der Diskussion soll exemplarisch anhand der Konsultation zur Sommerzeit dessen Mehrwert als Instrument der Bürgerbeteiligung für die Demokratie auf EU-Ebene beurteilt werden.
· Es gilt zu klären, wie die Beteiligungsquote und damit auch das Ausmaß an Repräsentation bei der Konsultation zur Sommerzeit zu beurteilen ist (4,6 Mio. Teilnehmer/Teilnehmerinnen im Vergleich zur Gesamtzahl aller Teilnahmeberechtigten, im Vergleich zu vorherigen Konsultationen etc.).
· Inwiefern die EU im Hinblick auf die Frage nach einem Demokratiedefizit vom Instrument der Konsultation profitiert, hängt – in Bezug auf das politische Ergebnis – sodann auch maßgeblich vom persönlichen Demokratieverständnis der Schülerinnen und Schüler ab.
· Lernende, die sich (z. B. aufgrund der Entscheidungsstrukturen auf EU-Ebene) für ein hohes Maß an Output-Legitimität aussprechen, werden die Konsultation vermutlich positiv beurteilen und als Instrument des effektiven Zusammenwirkens von Input- und Output-Legitimität betrachten.
· Hieraus können positive Effekte in Bezug auf die Identifikation der teilnehmenden Bürgerinnen/Bürger mit der EU erwachsen.
· Schülerinnen und Schüler, für die Demokratie in erster Linie dann von Qualität ist, wenn Bürgerinnen/Bürger möglichst umfassend und verbindlich an politischen Entscheidungen beteiligt werden (Input-Legitimität), werden in der Konsultation zu Sommerzeit nur einen geringen Mehrwert für die Demokratie auf europäischer Ebene sehen. Dies könnte die Akzeptanz des Instruments schmälern. Der mögliche positive Effekt auf die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der EU bliebe dann gegebenenfalls aus.

Hinweis
Elevator Pitch
Nähere Informationen zur Methode ‚Elevator Pitch‘ finden sich zum Beispiel auf der folgenden Internetseite: https://teacheconomy.de/unterrichtsmaterial/methoden/#alphabet=alphabet-group-E&accordion=method-30, abgerufen am 04.04.2023.
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	Konsultation zur Sommerzeit – mehr Beteiligung und mehr Demokratie?

	Positive Effekte der Konsultation zur Sommerzeit auf die Demokratie der EU
	Keine oder negative Effekte der Konsultation zur Sommerzeit auf die Demokratie der EU 

	· 4,6 Mio. Teilnehmerinnen/Teilnehmer = höchste Beteiligung im Vergleich zu vorherigen Konsultationen 


· gesteigerte Partizipation → erhöht die Repräsentation der Bürgerinteressen

· politischer Prozess:
positive Effekte gesteigerter Partizipation und Repräsentation auf den politischen Prozess: Tendenz zur Selbstbindung der EU-Organe an das Ergebnis der Konsultation


- Stärkung der Input-Legitimität kann positiv auf die Output-Legitimität ausstrahlen
	- 4,6 Mio. Teilnehmerinnen/Teilnehmer = Anteil im Vergleich zur teilnahmeberechtigten Gesamtbevölkerung gering


· tatsächliche Partizipation vs. theoretisch mögliche Partizipation → positive Effekte bezüglich der Repräsentation begrenzt
 
· politischer Prozess: 
Ergebnis der Konsultation für EU-Kommission nicht bindend, Abstimmungsergebnis ohne Gewicht 


· kaum Stärkung der Input-Legitimität 
→ Akzeptanz von Instrument und   
     politischem Ergebnis ggf. gering

	Reflexion: 
 Stärkung des demokratischen Charakters und der Identifikation mit EU  
	
 Mehrwert für Demokratie auf EU-Ebene begrenzt, eher Risiko steigender Politikverdrossenheit
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